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Betreff: Gesetzliche Neuregelung der Umsatzbesteuerung der juristischen Personen 

des öffentlichen Rechts 
Optionserklärung nach § 27 Abs. 22 Umsatzsteuergesetz 

 
Die Umsatzbesteuerung der öffentlichen Hand beschäftigt insbesondere die Rechtsprechung 
seit Jahren. Im bundesdeutschen Umsatzsteuerrecht war für eine potenzielle 
Umsatzsteuerpflicht das Vorliegen eines Betriebes gewerblicher Art (BgA) maßgeblich. 
 
Die ausschließliche Vermögensverwaltung und der Hoheitsbetrieb unterlagen nicht der 
Umsatzsteuer. 
 
 Demgegenüber wurde auf europäischer Ebene vordergründig der Gedanke des Wettbewerbs 
in die Entscheidung möglicher Umsatzsteuerpflicht einbezogen.  
Hieraus folgend urteilte u. a. der Bundesfinanzhof (BFH) im November 2011, dass die 
entgeltliche Nutzungsüberlassung einer gemeindlichen Sporthalle an eine andere Gemeinde 
der Umsatzsteuer unterliege und sah die Unternehmereigenschaft der Gemeinde als gegeben 
an.  
Weitere Urteile verfolgten dieselbe Zielrichtung. 
 
Es wurde daraufhin politisch insbesondere darüber diskutiert, inwieweit und unter welchen 
Voraussetzungen die öffentliche Aufgabenerfüllung und die interkommunale Zusammenarbeit 
zukünftig umsatzsteuerfrei erfolgen könne. 
 
Neuregelung und Einführung des § 2 b UStG: 
Im Rahmen des Steueränderungsgesetzes 2015 wurde u. a. ein neuer § 2 b UStG eingeführt. 
Diese Vorschrift orientiert sich eng an europäischen Vorschriften, namentlich an Art. 13 der 
Mehrwertsteuersystemrichtlinie. 
 
Sofern die juristische Person des öffentlichen Rechts (nachfolgend: jPdöR) auf privatrechtlicher 
Grundlage (durch Vertrag) tätig ist, erfüllt sie zukünftig die Unternehmereigenschaft. Hier erfolgt 
prinzipiell eine Gleichstellung mit privaten Wirtschaftsakteuren. 
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Die Unternehmereigenschaft ist aber nicht erfüllt, sofern 
 

 die jPdöR Tätigkeiten im Rahmen der Ausübung öffentlicher Gewalt ausübt und 
 

 die Nichtbesteuerung nicht zu größeren Wettbewerbsverzerrungen führt. 
 
Von einer Tätigkeit im Rahmen der Ausübung öffentlicher Gewalt ist grundsätzlich auszugehen, 
wenn die jeweilige jPdöR im Rahmen öffentlich-rechtlicher Regelungen tätig wird, die für private 
Dritte nicht gelten können, also durch Verwaltungsakt, auf Grundlage eines Staatsvertrages 
oder auf Grundlage besonderer kirchenrechtlicher Regelungen. 
 
Die Nichtbesteuerung darf aber auch bei Tätigkeiten in Ausübung öffentlicher Gewalt nicht zu 
größeren Wettbewerbsverzerrungen führen.  
 
Diese liegen insbesondere nicht vor, wenn 
 

 der erzielte Umsatz im Kalenderjahr aus gleichartigen Tätigkeiten voraussichtlich jeweils 
17.500 € nicht übersteigen wird oder 
 

 vergleichbare, auf privatrechtlicher Grundlage erbrachte Leistungen ohne Recht auf 
Verzicht (§ 9 UStG) einer Steuerbefreiung unterliegen. 

 
Die neuen Regelungen sind an vielen Stellen auslegungsbedürftig. Es wird erwartet, dass ein 
Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen (BMF) veröffentlicht wird, das der Aufklärung 
dienen soll. 
 
Ebenso unklar ist, ob die Neuregelungen seitens der EU überprüft und ggf. als nicht EU-
rechtskonform angesehen werden. 
 
Diese Gesetzesänderung hat für viele jPdöR erhebliche Bedeutung und gilt grundsätzlich für 
Umsätze, die ab dem 01.01.2017 getätigt werden.  
 
Um jedoch einen geordneten Wechsel in das neue Besteuerungssystem zu ermöglichen und 
z.B. Verträge mit dem Blick auf die geänderte Rechtslage anzupassen, hat der Gesetzgeber in 
§ 27 Abs. 22 UStG eine langfristige Übergangsregelung in das Umsatzsteuergesetz 
aufgenommen.   
 
Danach können jPdöR eine Optionserklärung bei dem für sie zuständigen Finanzamt abgeben 
und damit längstens bis zum 31.12.2020 weiterhin nach alter Rechtslage besteuert werden.  
Diese Optionserklärung muss spätestens bis zum 31.12.2016 beim zuständigen Finanzamt 
eingehen.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat der Gemeinde Altenbeken, den 
Bürgermeister der Gemeinde Altenbeken zu ermächtigen, die Optionserklärung (für alle 
Betriebe der Gemeinde inkl. der Eigenbetriebe) beim zuständigen Finanzamt fristgerecht bis 
zum 31.12.2016 einzureichen.  
 


